
Ersuchen um Vorabentscheidung, vorgelegt durch
Beschluss des High Court of Justice (England & Wales),
Chancery Division, vom 22. Juni 2005 in dem Rechtsstreit
Carol Marilyn Robins und John Burnett gegen Secretary of

State for Work and Pensions

(Rechtssache C-278/05)

(2005/C 243/09)

(Verfahrenssprache: Englisch)

Der High Court of Justice (England & Wales), Chancery Divi-
sion (Vereinigtes Königreich) ersucht den Gerichtshof der Euro-
päischen Gemeinschaften durch Beschluss vom 22. Juni 2005,
bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen am 6. Juni
2005, in dem Rechtsstreit Carol Marilyn Robins und John Bur-
nett gegen Secretary of State for Work and Pensions um Vorab-
entscheidung über folgende Fragen:

1. Ist Artikel 8 der Richtlinie 80/987/EWG (1) dahingehend
auszulegen, dass er die Mitgliedstaaten verpflichtet, sicherzu-
stellen, dass die Anwartschaften von Arbeitnehmern aus
betrieblichen oder überbetrieblichen Zusatzversorgungsein-
richtungen, die endgehaltsbezogene Leistungen vorsehen, in
dem Fall, dass der private Arbeitgeber der Arbeitnehmer
zahlungsunfähig wird und die Aktiva der Einrichtungen zur
Finanzierung dieser Anwartschaften nicht ausreichen, voll-
ständig durch die Mitgliedstaaten finanziert werden?

2. Falls die Antwort auf Frage 1 nein lautet: Wurden die sich
aus Artikel 8 ergebenden Anforderungen durch Rechtsvor-
schriften, wie sie im Vereinigten Königreich gelten und oben
beschrieben worden sind, ausreichend umgesetzt?

3. Falls die gesetzlichen Vorschriften des Vereinigten König-
reichs nicht den Anforderungen des Artikels 8 genügen:
Welche Prüfung sollte das nationale Gericht vornehmen, um
festzustellen, ob die dementsprechende Verletzung von
Gemeinschaftsrecht hinreichend qualifiziert ist, um einen
Schadensersatzanspruch nach sich zu ziehen? Reicht insbe-
sondere die bloße Verletzung als Nachweis für das Vorliegen
eines hinreichend qualifizierten Verstoßes aus oder muss der
Mitgliedstaat auch die Grenzen seiner Regelungsbefugnis
offensichtlich und schwerwiegend missachtet haben oder ist
eine andere Prüfung vorzunehmen und, wenn ja, welche?

(1) Richtlinie 80/987/EWG des Rates vom 20. Oktober 1980 über den
Schutz der Arbeitnehmer bei Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers,
ABl. L 283 vom 28.10.1980, S. 23.

Ersuchen um Vorabentscheidung, vorgelegt aufgrund des
Beschlusses Bundesgerichtshofes vom 2. Juni 2005 in dem

Rechtsstreit Montex Holdings Ltd. gegen Diesel S.p.A.

(Rechtssache C-281/05)

(2005/C 243/10)

(Verfahrenssprache: Deutsch)

Der Bundesgerichtshof ersucht den Gerichtshof der Europä-
ischen Gemeinschaften durch Beschluss vom 2. Juni 2005, in
der Kanzlei des Gerichtshofs eingegangen am 13. Juli 2005, in
dem Rechtsstreit Montex Holdings Ltd. gegen Diesel S.p.A., um
Vorabentscheidung über folgende Fragen zur Auslegung von
Art. 5 Abs. 1 und 3 der Ersten Richtlinie des Rates
89/104/EWG vom 21. Dezember 1988 zur Angleichung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Marken (1) und
zu Art. 28 bis 30 EG:

a) Gewährt die eingetragene Marke ihrem Inhaber das Recht,
die Durchfuhr von Waren mit dem Zeichen zu verbieten?

b) Bejahendenfalls: Kann sich eine besondere Beurteilung
daraus ergeben, dass das Zeichen im Bestimmungsland kei-
nen Schutz genießt?

c) Ist — im Falle der Bejahung von Frage a) und unabhängig
von der Beantwortung der Frage zu b) — danach zu
unterschei- den, ob die für einen Mitgliedstaat bestimmte
Ware aus einem Mitgliedstaat, aus einem assoziierten Staat
oder aus einem Drittstaat stammt? Kommt es dabei darauf
an, ob die Ware im Ursprungsland rechtmäßig oder unter
Verletzung eines dort bestehenden Kennzeichenrechts des
Markeninhabers hergestellt worden ist?

(1) ABl. L 40, S. 1
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